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TEIL I 

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

(1) Mit dieser Verordnung wird eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse errichtet, d. h. alle Erzeugnisse, die in Anhang I der Verträge aufgeführt sind, 
ausgenommen Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur im Sinne der Gesetzgebungsakte 
der Union über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der 
Aquakultur.  

(2) Landwirtschaftliche Erzeugnisse im Sinne von Absatz 1 werden in folgende, in den 
verschiedenen Teilen des Anhangs I aufgeführte Sektoren unterteilt:  

a) Getreide, Teil I;  

b) Reis, Teil II;  

c) Zucker, Teil III;  

d) Trockenfutter, Teil IV;  

e) Saatgut, Teil V;  

f) Hopfen, Teil VI;  

g) Olivenöl und Tafeloliven, Teil VII;  

h) Flachs und Hanf, Teil VIII;  

i) Obst und Gemüse, Teil IX;  

j) Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse, Teil X;  

k) Bananen, Teil XI;  

l) Wein, Teil XII;  

m) lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels, Teil XIII;  

n) Rohtabak, Teil XIV;  

o) Rindfleisch, Teil XV;  

p) Milch und Milcherzeugnisse, Teil XVI;  

q) Schweinefleisch, Teil XVII;  

r) Schaf- und Ziegenfleisch, Teil XVIII;  

s) Eier, Teil XIX;  

t) Geflügelfleisch, Teil XX;  

u) Ethylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs, Teil XXI;  

v) Bienenzuchterzeugnisse, Teil XXII;  

w) Seidenraupen, Teil XXIII;  

x) sonstige Erzeugnisse, Teil XXIV. 
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Artikel 2 

Allgemeine Bestimmungen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 

Die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 und die auf ihrer Grundlage erlassenen Bestimmungen gelten für 
die in der vorliegenden Verordnung festgelegten Maßnahmen.  

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die in Anhang II für bestimmte Sektoren 
aufgeführten Begriffsbestimmungen.  

(2) Die Begriffsbestimmungen gemäß Anhang II Teil II Abschnitt B gelten lediglich bis zum Ende 
des Zuckerwirtschaftsjahres 2016/2017.  

(3) Die in der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013, der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1 ) und der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (2) aufgeführten Begriffsbestimmungen gelten 
vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen der vorliegenden Verordnung für deren Zwecke. 

::::: 

TITEL II 

VORSCHRIFTEN FÜR DIE VERMARKTUNG UND DIE ERZEUGERORGANISATIONEN 

KAPITEL I 

Vermarktungsvorschriften 

Abschnitt 1 

Vermarktungsnormen 

Unterabschnitt 1 

Einleitende Bestimmungen 

Artikel 73 

Geltungsbereich 

Unbeschadet anderer für landwirtschaftliche Erzeugnisse geltender Bestimmungen und der 
veterinär-, pflanzenschutz- und lebensmittelrechtlichen Vorschriften zur Gewährleistung der 
Hygiene und Genusstauglichkeit der Erzeugnisse und zum Schutz der Gesundheit von Menschen, 
Tieren und Pflanzen werden mit diesem Abschnitt die Vorschriften für die Vermarktungsnormen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse festgelegt. Diese Vorschriften unterscheiden zwischen 
obligatorischen Regeln und fakultativen vorbehaltenen Angaben.  

                                                
1 Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften 

über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des 
Rates (Siehe Seite 608 dieses Amtsblatts) 
2 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung 
der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates (Siehe Seite 487 dieses Amtsblatts). 



 
 

BLE, 525 Stand: 2.12.2021 

 

4 

Unterabschnitt 2 

Sektor - oder erzeugnisspezifische Vermarktungsnormen 

Artikel 74 

Allgemeiner Grundsatz 

Die Erzeugnisse, für die in Einklang mit diesem Abschnitt Vermarktungsnormen für einzelne Sektoren 
oder Erzeugnisse festgelegt wurden, dürfen in der Union nur vermarktet werden, wenn sie diesen 
Normen entsprechen.  

Artikel 75 

Festlegung und Inhalt 

(1) Vermarktungsnormen können für einen oder mehrere der folgenden Sektoren und für ein oder 
mehrere Erzeugnisse gelten:  

a) Olivenöl und Tafeloliven;  

b) Obst und Gemüse;  

c) Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse;  

d) Bananen;  

e) lebende Pflanzen;  

f) Eier;  

g) Geflügelfleisch; 

h) Streichfette, die für den menschlichen Verbrauch bestimmt sind; 

i) Hopfen. 

(2) Um den Erwartungen der Verbraucher Rechnung zu tragen und die wirtschaftlichen 
Bedingungen für die Erzeugung und Vermarktung sowie die Qualität der in den Absätzen 1 und 
4 aufgeführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse zu verbessern, wird der Kommission die 
Befugnis übertragen, gemäß Artikel 227 delegierte Rechtsakte betreffend 
Vermarktungsnormen für einzelne Sektoren oder Erzeugnisse auf allen Vermarktungsstufen 
sowie Abweichungen und Ausnahmen von der Anwendung dieser Normen zu erlassen, um mit 
den sich ständig ändernden Marktverhältnissen und Verbrauchererwartungen sowie den 
Entwicklungen bei den einschlägigen internationalen Normen Schritt zu halten und keine 
Hindernisse für die Produktinnovation zu schaffen. 

(3) Unbeschadet des Artikels 26 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (3) können die Vermarktungsnormen gemäß Absatz 1 sich auf eine oder mehrere 
der folgenden, auf Sektor- oder Produktbasis festzulegenden Anforderungen beziehen, die den 
Merkmalen jedes Sektors, der Notwendigkeit einer Regulierung der Vermarktung und den 
Bedingungen gemäß Absatz 5 dieses Artikels Rechnung tragen:  

a) die technischen Begriffsbestimmungen, Bezeichnungen und Verkehrsbezeichnungen 
für andere als die in Artikel 78 genannten Sektoren;  

                                                

3 Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information 

der Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 

90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission 

(ABl. L 304 vom 22.11.2011, S. 18). 
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b) die Klassifizierungskriterien wie Klasseneinteilung, Gewicht, Größe, Alter und 
Kategorie;  

c) die Arten, die Pflanzensorte oder die Tierrasse oder den Handelstyp;  

d) die Aufmachung, Etikettierung im Zusammenhang mit obligatorischen 
Vermarktungsnormen, Verpackung, Vorschriften für Packstellen, Kennzeichnung, das 
Erntejahr und die Verwendung besonderer Begriffe, Artikel 92 bis 123 bleiben 
hiervon unberührt;  

e) Kriterien wie Aussehen, Konsistenz, Beschaffenheit, Erzeugnismerkmale und den 
Wassergehalt in Prozent;  

f) bei der Erzeugung verwendete besondere Stoffe oder Bestandteile und Zutaten, 
einschließlich ihres Gewichtsanteils, ihrer Reinheit und Identifizierung;  

g) die Art der landwirtschaftlichen Tätigkeit und das Herstellungsverfahren, 
einschließlich der önologischen Verfahren, und fortschrittliche Systeme nachhaltiger 
Erzeugung;  

h) den Verschnitt von Traubenmost und Wein einschließlich der diesbezüglichen 
Begriffsbestimmungen, die Mischung von Wein und die diesbezüglichen 
Einschränkungen;  

i) die Häufigkeit der Einsammlung sowie Lieferung, Haltbarmachung und Handhabung, 
das Verfahren der Haltbarmachung und die Temperatur, die Lagerung und den 
Transport;  

j) den Erzeugungsort und/oder den Ursprungsort des landwirtschaftlichen Produkts, 
mit Ausnahme von Geflügelfleisch und Streichfetten;  

k) die Einschränkungen bei der Verwendung bestimmter Stoffe und dem Einsatz 
bestimmter Verfahren;  

l) die Verwendung zu einem besonderen Zweck;  

m) die Bedingungen für die Beseitigung, Aufbewahrung, den Verkehr und die 
Verwendung von Erzeugnissen, die den gemäß Absatz 1 erlassenen 
Vermarktungsnormen und den Begriffsbestimmungen, Bezeichnungen und 
Verkehrsbezeichnungen gemäß Artikel 78 nicht entsprechen, sowie für die 
Beseitigung der Nebenerzeugnisse;  

(4) Zusätzlich zu den Bestimmungen des Absatzes 1 können Vermarktungsnormen für den 
Weinsektor Anwendung finden. Absatz 3 Buchstaben f, g, h, k und m finden auf den 
Weinsektor Anwendung.  

(5) Die gemäß Absatz 1 dieses Artikels erlassenen Vermarktungsnormen für einzelne Sektoren 
oder Erzeugnisse werden unbeschadet der Artikel 84 bis 88 und Anhang IX unter 
Berücksichtigung folgender Faktoren festgelegt:  

a) der besonderen Merkmale des betreffenden Erzeugnisses;  

b) der erforderlichen Bedingungen für einen leichteren Absatz der Erzeugnisse auf den 
Märkten;  

c) des Interesses der Erzeuger, die Erzeugnis- und Anbaumerkmale mitzuteilen, und des 
Interesses der Verbraucher an einer angemessenen, transparenten 
Produktinformation, zu der insbesondere Angaben über den Erzeugungsort des 
landwirtschaftlichen Produkts gehören, die im Einzelfall auf der angemessenen 
geografischen Ebene nach einer Bewertung insbesondere der Kosten und des 
Verwaltungsaufwands für die Marktteilnehmer sowie der Vorteile für die Erzeuger 
und den Endverbraucher berücksichtigt werden, festzulegen sind;  
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d) der bestehenden Verfahren zur Bestimmung der physikalischen, chemischen und 
organoleptischen Produkteigenschaften;  

e) der Normenempfehlungen der internationalen Gremien;  

f) der Notwendigkeit, dafür zu sorgen, dass die natürlichen und wesentlichen Merkmale 
von Erzeugnissen erhalten bleiben, und zu verhindern, dass sich die 
Zusammensetzung des betreffenden Erzeugnisses erheblich ändert.  

(6) Um den Erwartungen der Verbraucher und der Notwendigkeit, die Qualität und die 
wirtschaftlichen Bedingungen für die Erzeugung und Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse zu verbessern, Rechnung zu tragen, wird die Kommission ermächtigt, gemäß 
Artikel 227 delegierte Rechtsakte zur Änderung der Liste der Sektoren in Absatz 1 zu erlassen. 
Diese delegierten Rechtsakte sind strikt auf Fälle zu beschränken, in denen nachweislich Bedarf 
aufgrund geänderter Verbrauchererwartungen, aufgrund des technischen Fortschritts oder 
aufgrund eines Bedarfs an Produktinnovation besteht, und sie sind Gegenstand eines Berichts 
der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, in dem insbesondere die 
Bedürfnisse der Verbraucher, die Kosten und der Verwaltungsaufwand für die 
Marktteilnehmer, einschließlich der Auswirkungen auf den Binnenmarkt und den 
internationalen Handel, sowie die Nutzen für die Erzeuger und für die Endverbraucher 
bewertet werden. 

::::: 

Artikel 78 

Begriffsbestimmungen, Bezeichnungen und Verkehrsbezeichnungen  
für bestimmte Sektoren und Erzeugnisse 

(1) Zusätzlich zu den geltenden Vermarktungsnormen gelten gegebenenfalls die 
Begriffsbestimmungen, Bezeichnungen und Verkehrsbezeichnungen des Anhangs VII für die 
folgenden Sektoren oder Erzeugnisse:  

a) Rindfleisch,  

b) Wein,  

c) Milch und Milcherzeugnisse, die für den menschlichen Verzehr bestimmt sind,  

d) Geflügelfleisch,  

e) Eier,  

f) Streichfette, die für den menschlichen Verzehr bestimmt sind, und  

g) Olivenöl und Tafeloliven.  

(2) Die Begriffsbestimmungen, Bezeichnungen oder Verkehrsbezeichnungen im Sinne des 
Anhangs VII darf in der Union nur für die Vermarktung eines Erzeugnisses verwendet werden, 
das den entsprechenden Anforderungen dieses Anhangs genügt.  

(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 227 zu 
erlassen betreffend der Änderungen und Abweichungen oder Ausnahmen von den 
Begriffsbestimmungen und Verkehrsbezeichnungen des Anhangs VII. Diese delegierten 
Rechtsakte sind strikt auf Fälle zu beschränken, in denen nachweislich Bedarf aufgrund 
geänderter Verbrauchererwartungen, aufgrund des technischen Fortschritts oder aufgrund des 
Bedarfs an Produktinnovation besteht. 

(4) Um sicherzustellen, dass die in Anhang VII vorgesehenen Begriffsbestimmungen und 
Verkehrsbezeichungen für Marktteilnehmer und Mitgliedstaaten klar und hinreichend 
verständlich sind, wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 227 delegierte 
Rechtsakte mit Vorschriften zu deren Spezifizierung und Anwendung zu erlassen.  
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(5) Um den Verbrauchererwartungen und den Entwicklungen auf dem Markt für Milcherzeugnisse 
Rechnung zu tragen, wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 227 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, in denen die Milcherzeugnisse aufgeführt werden, bei denen 
die Tierart, von der die Milch stammt – falls es sich nicht um Kuhmilch handelt – anzugeben 
ist, und die notwendigen Vorschriften festgelegt werden.  

 

Artikel 79 

Toleranz 

(1) Um den besonderen Merkmalen jedes Erzeugnisses oder Sektors, den verschiedenen 
Vermarktungsstufen, den technischen Bedingungen, etwaigen erheblichen praktischen 
Schwierigkeiten sowie der Genauigkeit und Wiederholbarkeit der Analysemethoden Rechnung 
zu tragen, wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 227 delegierte 
Rechtsakte betreffend eine Toleranz für eine oder mehrere spezifische Normen zu erlassen, bei 
deren Überschreitung die gesamte Partie dieser Erzeugnisse als nicht konform gilt.  

(2) Erlässt die Kommission Vorschriften gemäß Absatz 1, so trägt sie der Notwendigkeit 
Rechnung, die besonderen Eigenschaften des Erzeugnisses nicht zu verändern und eine 
Verminderung ihrer Qualität zu vermeiden. 

::::: 

Unterabschnitt 4 

Vermarktungsnormen im Zusammenhang mit der Ein- und Ausfuhr 

Artikel 89 

Allgemeine Bestimmungen 

Um den besonderen Merkmalen des Handels zwischen der Union und bestimmten Drittländern 
sowie dem besonderen Charakter bestimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse Rechnung zu tragen, 
wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 227 delegierte Rechtsakte zu erlassen, 
um Folgendes festzulegen: 

a) die Bedingungen, unter denen davon ausgegangen wird, dass eingeführte Erzeugnisse im 
Hinblick auf die Vermarktungsnormen der Union ein gleichwertiges Niveau bieten, und 
die Bedingungen für die Abweichung von Artikel 74; und 

b) die Vorschriften für die Anwendung der Vermarktungsnormen auf aus der Union 
ausgeführte Erzeugnisse. 

::::: 

Unterabschnitt 5 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 91 

Durchführungsbestimmungen nach dem Prüfverfahren 

Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte zu Folgendem erlassen: 

a) [Milchsektor …]; 

b) Festlegung der Vorschriften für die Anwendung der sektor- oder erzeugnisspezifischen 
Vermarktungsnormen; 

c) [önologische Verfahren …]; 

d) Festlegung der Vorschriften für die Analysemethoden zur Feststellung der Merkmale der 
Erzeugnisse; 
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e) Festlegung der Vorschriften für die Festsetzung der Toleranzgrenze; 

f) Festlegung der Vorschriften für die Anwendung der in Artikel 89 genannten Maßnahmen; 

g) Festlegung der Vorschriften für die Identifizierung oder Registrierung des Erzeugers 
und/oder der industriellen Anlagen, in denen das Erzeugnis zubereitet oder verarbeitet 
wurde, für die Zertifizierungsverfahren sowie für die Warenpapiere, die Begleitdokumente 
und die zu führenden Aufzeichnungen. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 229 Absatz 2 genannten Prüfverfahren 
erlassen. 

::::: 

Kapitel II 

Mitteilungen und Berichte 

Artikel 223 

Mitteilungsanforderungen 

(1) Für die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung, die Überwachung, Analyse und 
Verwaltung des Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die Gewährleistung der 
Markttransparenz, das ordnungsgemäße Funktionieren der GAP-Maßnahmen, die 
Überprüfung, Kontrolle, Überwachung, Bewertung und Rechnungsprüfung der GAP-
Maßnahmen, und die Einhaltung der Anforderungen, die in gemäß dem AEUV geschlossenen 
internationalen Übereinkommen festgelegt sind, einschließlich der Anforderungen an die 
Mitteilungen im Rahmen dieser Übereinkommen, kann die Kommission nach dem Verfahren 
des Absatzes 2 die erforderlichen Maßnahmen in Bezug auf die obligatorischen Mitteilungen 
der Unternehmen, Mitgliedstaaten und Drittländer erlassen. Hierbei berücksichtigt sie den 
Datenbedarf und die Synergien zwischen potenziellen Datenquellen. 

Die erhaltenen Angaben können internationalen Organisationen, den Finanzmarktbehörden 
der Union und nationalen Finanzmarktbehörden und den zuständigen Behörden von 
Drittländern übermittelt oder zugänglich gemacht werden und dürfen vorbehaltlich des 
Schutzes personenbezogener Daten und der berechtigten Interessen der Unternehmen an der 
Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse, einschließlich der Preise, veröffentlicht werden.  

Die Kommission arbeitet mit den gemäß Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 
benannten zuständigen Behörden und der Europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde (ESMA) zusammen und tauscht Informationen mit ihnen aus, um sie 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 zu 
unterstützen. 

(2) Um die Integrität der Informationssysteme und die Echtheit und Lesbarkeit der übermittelten 
Dokumente und der übermittelten dazugehörigen Daten zu gewährleisten, wird der 
Kommission die Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 227 zu erlassen, mit 
denen Folgendes festgelegt wird: 

a) Art und Typ der mitzuteilenden Informationen; 

b) die Kategorien der zu verarbeitenden Daten, die Höchstdauer der Speicherung und der 
Zweck der Verarbeitung, insbesondere im Falle einer Veröffentlichung dieser Daten oder 
ihrer Übermittlung an Drittstaaten; 

c) die Rechte auf Zugang zu den verfügbar gemachten Informationen oder 
Informationssystemen; 

d) die Bedingungen für die Veröffentlichung der Informationen. 

(3) Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte mit den erforderlichen Bestimmungen für 
die Anwendung dieses Artikels, einschließlich der  
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a) Mitteilungsmethoden; 

b) Vorschriften über die mitzuteilenden Informationen; 

c) Einzelheiten der Verwaltung der mitzuteilenden Informationen sowie in Bezug auf Inhalt, 
Form, Zeitplan, Häufigkeit und Fristen der Mitteilungen; 

d) Modalitäten der Übermittlung oder Bereitstellung von Informationen und Dokumenten 
an bzw. für die Mitgliedstaaten, die internationalen Organisationen, die zuständigen 
Behörden in Drittländern oder die Öffentlichkeit, vorbehaltlich des Schutzes 
personenbezogener Daten und der berechtigten Interessen der Unternehmen an der 
Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem Prüfverfahren gemäß Artikel 229 Absatz 2 
erlassen. 

Artikel 224 

Verarbeitung und Schutz personenbezogener Daten 

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission erheben personenbezogene Daten für die in Artikel 
223 Absatz 1 genannten Zwecke und sie verarbeiten diese Daten nicht auf eine mit diesen 
Zwecken unvereinbare Weise. 

(2) Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten für die Zwecke der Überwachung und 
Bewertung nach Artikel 223 Absatz 1, so werden sie anonymisiert und nur in aggregierter Form 
verarbeitet. 

(3) Personenbezogene Daten werden nach der Richtlinie 95/46/EG und der Verordnung (EG) Nr. 
45/2001 verarbeitet. Insbesondere dürfen derartige Daten nicht in einer Form gespeichert 
werden, die die Identifizierung der Personen, die sie betreffen, für eine längere Zeit ermöglicht 
als es für die Zwecke, für die die Daten erhoben wurden oder weiterverarbeitet werden, 
erforderlich ist; hierbei sind die im geltenden nationalen und Unionsrecht festgelegten 
Mindestfristen für die Dauer der Speicherung zu berücksichtigen. 

(4) Die Mitgliedstaaten unterrichten die betroffenen Personen davon, dass ihre 
personenbezogenen Daten von nationalen oder Unionsstellen in Einklang mit Absatz 1 
verarbeitet werden dürfen und ihnen in diesem Zusammenhang die in der Richtlinie 95/46/EG 
bzw. der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 aufgeführten Rechte zustehen. 

::::: 

TEIL VI  

BEFUGNISÜBERTRAGUNGEN, DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN, ÜBERGANGS- UND 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Kapitel I 

Befugnisübertragungen und Durchführungsbestimmungen 

Artikel 227 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem 
Artikel festgelegten Bedingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß dieser Verordnung wird der 
Kommission für einen Zeitraum von sieben Jahren ab dem 20. Dezember 2013 übertragen. Die 
Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von sieben Jahren einen 
Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend 
um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat 
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widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen 
Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß dieser Verordnung kann jederzeit vom Europäischen 
Parlament oder vom Rat widerrufen werden. Ein Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss genannten Befugnis. Er wird am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den 
Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 
Rechtsakten, die bereits in Kraft getreten sind, wird von dem Beschluss nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig 
dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß dieser Verordnung erlassen wurde, tritt nur in Kraft, 
wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände 
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide 
der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rats wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 228 

Dringlichkeitsverfahren 

(1) Delegierte Rechtsakte, die nach diesem Artikel erlassen werden, treten umgehend in Kraft und 
sind anwendbar, solange keine Einwände gemäß Absatz 2 erhoben werden. Bei der 
Übermittlung eines delegierten Rechtsakts, der nach diesem Artikel erlassen wurde, an das 
Europäische Parlament und den Rat werden die Gründe für die Anwendung des 
Dringlichkeitsverfahrens angegeben. 

(2) Das Europäische Parlament oder der Rat können gegen einen gemäß diesem Artikel erlassenen 
delegierten Rechtsakt nach dem Verfahren gemäß Artikel 227 Absatz 5 Einwände erheben. In 
diesem Fall hebt die Kommission den Rechtsakt umgehend nach der Übermittlung des 
Beschlusses des Europäischen Parlaments oder des Rates, Einwände zu erheben, auf. 

Artikel 229 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss mit der Bezeichnung "Ausschuss für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte" unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im 
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.  

Gibt der Ausschuss im Fall der in Artikel 80 Absatz 5, Artikel 91 Buchstaben c und d, Artikel 97 
Absatz 4, Artikel 99, Artikel 106 sowie Artikel 107 Absatz 3 genannten 
Durchführungsrechtsakte keine Stellungnahme ab, so nimmt die Kommission den Entwurf des 
Durchführungsrechtsaktes nicht an, und Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 findet Anwendung. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 
in Verbindung mit deren Artikel 5. 
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Kapitel II 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 230 

Aufhebungen 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 wird aufgehoben. 

Die folgenden Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 gelten jedoch weiterhin: 

a) [Milchproduktion …]; 

b) Weinsektor …]; 

c) Artikel 113a Absatz 4, die Artikel 114, 115 und 116, Artikel 117 Absätze 1 bis 4 und Artikel 
121 Buchstabe e Ziffer iv sowie Anhang XIV Teil A Abschnitt IV, Teil B Abschnitt I 
Nummern 2 und 3 und Abschnitt III Nummer 1 und Teil C sowie Anhang XV Abschnitt II 
Nummern 1, 3, 5 und 6 und Abschnitt IV Nummer 2 für die Zwecke der Anwendung jener 
Artikel ◄ bis zum Tag der Anwendung der entsprechenden Vermarktungsregeln, die 
mittels der delegierten Rechtsakte gemäß Artikel 75 Absatz 2, Artikel 76 Absatz 4, Artikel 
78 Absätze 3 und 4, Artikel 79 Absatz 1, Artikel 80 Absatz 4, Artikel 83 Absatz 4, Artikel 86, 
Artikel 87 Absatz 2, Artikel 88 Absatz 3 und Artikel 89 der vorliegenden Verordnung 
festzulegen sind; 

ca) [Sektor Obst und Gemüse …]; 

d) Artikel 133a Absatz 1 und Artikel 140a bis zum 30. September 2014; 

da) Artikel 136, Artikel 138 und Artikel 140 sowie Anhang XVIII für die Zwecke der 
Anwendung dieser Artikel bis zum Tag der Anwendung der Vorschriften, die gemäß 
den Durchführungsrechtsakten im Sinne des Artikels 180 und des Artikels 183 
Buchstabe a festgelegt werden, oder bis zum 30. Juni 2014, je nachdem welcher 
Zeitpunkt früher liegt; 

e) [Zuckerwirtschaftsjahr …]; 

f) Artikel 182 Absatz 4 bis zum 31. Dezember 2017; 

g) Artikel 182 Absatz 7 bis zum 31. März 2014; 

h) Anhang XV Abschnitt III Nummer 3 bis zum 31. Dezember 2015; 

i) Anhang XX bis zum Tag des Inkrafttretens des Gesetzgebungsakts zur Ersetzung der 
Verordnung (EG) Nr. 1216/2009 und der Verordnung (EG) Nr. 614/2009 des Rates (4). 

(2) Verweise auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 gelten als Verweise auf die vorliegende 
Verordnung und auf die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 nach der Entsprechungstabelle in 
Anhang XIV der vorliegenden Verordnung. 

(3) Die Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1601/96 und (EG) Nr. 
1037/2001 des Rates werden aufgehoben. 

Artikel 231 

Übergangsbestimmungen 

(1) Um einen reibungslosen Übergang von den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
auf die Vorschriften der vorliegenden Verordnung sicherzustellen, wird der Kommission die 
Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 227 betreffend Maßnahmen zu 

                                                

(4) Verordnung (EG) Nr. 614/2009 des Rates vom 7. Juli 2009 über die gemeinsame Handelsregelung für Eieralbumin und 
Milchalbumin (ABl. L 181 vom 14.7.2009, S. 8). 
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erlassen, die zum Schutz der erworbenen Rechte und berechtigten Erwartungen der 
Unternehmen erforderlich sind. 

(2) Alle Mehrjahresprogramme, die vor dem 1. Januar 2014 angenommen wurden, unterliegen 
auch nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung bis zum Auslaufen der jeweiligen Programme 
weiter den betreffenden Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 

 

Artikel 232 

Inkrafttreten und Anwendung 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Union in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 2014. 

Es gilt jedoch Folgendes: 

a) Artikel 181 gilt ab 1. Oktober 2014; 

b) Anhang VII Teil VII Abschnitt II Nummer 3 gilt ab 1. Januar 2016. 

(2) gestrichen 

(3) Die Artikel 127 bis 144 sowie die Artikel 192 und 193 gelten bis Ende des Wirtschaftsjahres 
2016/2017 für Zucker, d.h. bis zum 30. September 2017. 

 

 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 17. Dezember 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident 

M. SCHULZ 

 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 

V. JUKNA 
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ANHANG I 

LISTE DER IN ARTIKEL 1 ABSATZ 2 GENANNTEN ERZEUGNISSE 

 

TEIL XIX 

Eier 

Der Eiersektor umfasst die in nachstehender Tabelle aufgeführten Erzeugnisse:  

 KN-Code Warenbezeichnung  

a) 0407 11 00  
0407 19 11  
0407 19 19  
0407 21 00  
0407 29 10  
0407 90 10 

Eier von Hausgeflügel in der Schale, 
frisch, haltbar gemacht oder 
gekocht 

 0408 11 80  
0408 19 81  
0408 19 89  
0408 91 80  
0408 99 80 

Vogeleier, nicht in der Schale, und 
Eigelb, frisch, getrocknet, in Wasser 
oder Dampf gekocht, geformt, 
gefroren oder anders haltbar 
gemacht, auch mit Zusatz von 
Zucker oder anderen Süßmitteln, 
andere als ungenießbar oder 
ungenießbar gemacht 

 

 

 

ANHANG II  

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN GEMÄSS ARTIKEL 3 ABSATZ 1 

 

TEIL VII 

Begriffsbestimmungen für den Eiersektor 

1. "Eier in der Schale": Eier von Hausgeflügel, in der Schale, frisch, haltbar gemacht oder 
gekocht; andere als Bruteier nach Nummer 2.  

2. "Bruteier": Bruteier von Hausgeflügel.  

3. "Ganze Erzeugnisse": Vogeleier, nicht in der Schale, auch mit Zusatz von Zucker oder anderen 
Süßmitteln, genießbar.  

4. "Getrennte Erzeugnisse": Eigelb von Vogeleiern, auch mit Zusatz von Zucker oder anderen 
Süßmitteln, genießbar. 
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ANHANG VII 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN, BEZEICHNUNGEN UND VERKEHRSBEZEICHNUNGEN VON 
ERZEUGNISSEN GEMÄSS ARTIKEL 78 

TEIL VI 

Hühnereier der Art Gallus gallus 

I. Geltungsbereich  

1. Unbeschadet des Artikels 75 betreffend die Vermarktungsnormen für Bruteier und Küken von 
Hausgeflügel gilt der vorliegende Teil für die Vermarktung von in der Union erzeugten, aus 
Drittländern eingeführten oder für die Ausfuhr in Drittländer bestimmten Eiern innerhalb der 
Union.  

2. Die Mitgliedstaaten können mit Ausnahme von Abschnitt III Nummer 3 Ausnahmen von den 
Anforderungen des vorliegenden Teils für Eier vorsehen, die der Erzeuger unmittelbar an den 
Endverbraucher abgibt, und zwar  

a) an der Produktionsstätte oder  

b) auf einem örtlichen öffentlichen Markt oder im Verkauf an der Tür in dem Erzeugungsgebiet 
des betreffenden Mitgliedstaats.  

Wird eine solche Ausnahme gewährt, so kann jeder Erzeuger frei entscheiden, ob er diese in 
Anspruch nehmen will oder nicht. Wird diese Ausnahme in Anspruch genommen, so darf keine 
Sortierung nach Güte- oder Gewichtsklassen vorgenommen werden.  

Die Mitgliedstaaten können nach ihrem nationalen Recht die Bedeutung der Begriffe "örtlicher 
öffentlicher Markt", "Verkauf an der Tür" und "Erzeugungsgebiet" festlegen.  

II. Einstufung nach Güte- und Gewichtsklassen  

1. Die Eier werden nach folgenden Güteklassen eingeteilt:  

a) Klasse A oder "frisch",  

b) Klasse B.  

2. Eier der Klasse A werden auch nach Gewichtsklassen sortiert. Für Eier, die an die 
Nahrungsmittel- und Nichtnahrungsmittelindustrie geliefert werden, ist eine Sortierung nach 
Gewichtsklassen nicht erforderlich.  

3. Eier der Klasse B dürfen nur an die Nahrungsmittel- und Nichtnahrungsmittelindustrie geliefert 
werden.  

III. Kennzeichnung der Eier  

1. Eier der Klasse A werden mit dem Erzeugercode gekennzeichnet.  

Eier der Klasse B werden mit dem Erzeugercode und/oder einer anderen Angabe gekennzeichnet. 

Die Mitgliedstaaten können Eier der Klasse B von dieser Anforderung ausnehmen, wenn diese Eier 
ausschließlich in ihrem Hoheitsgebiet vermarktet werden.  

2. Die Kennzeichnung von Eiern gemäß Nummer 1 erfolgt in der Produktionsstätte oder der 
ersten Packstelle, an die die Eier geliefert werden.  

3. Eier, die der Erzeuger dem Endverbraucher auf einem örtlichen öffentlichen Markt in dem 
Erzeugungsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats verkauft, werden gemäß Nummer 1 
gekennzeichnet.  
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Die Mitgliedstaaten können jedoch Erzeugungsbetriebe mit bis zu 50 Legehennen von dieser 
Bestimmung befreien, vorausgesetzt, Name und Anschrift des Erzeugers sind an der 
Verkaufsstelle angegeben. 

 

 

 

ANHANG IX 

FAKULTATIVE VORBEHALTENE ANGABEN 

Produktkategorie  
(Hinweis auf die Einreihung in die Kombinierte 
Nomenklatur)  

Fakultative vorbehaltene Angabe  

Eier  
(KN-Code 0407)  

frisch  

extra oder extra frisch  

Angabe der Art der Legehennenfütterung  

 


